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b) für die an Nachauftragnehmer vergebenen 
Bauarbeiten der Schlüsselnummern

29 64 00 00 - 29 74 00 00
29 76 00 00 - 29 90 00 00
29 99 00 00 '■ , 2,0%

c) für alle Leistungen der Schlüsselnummern

29 38 00 00 
29 39 00 00

— bei Hauptauftragnehmerschaft durch 
Stahlbaubetriebe oder durch Baube­
triebe mit eigener Kapazität für Stahl-

- baukonstruktionen 0,4 %

— bei Hauptauftragnehmersdiaft durch
Baubetriebe, die keine eigenen Kapa­
zitäten haben und die Leistungen durch 
Nachauftragnehmer durchführen las­
sen - 2,0 %

zuzuschlagen und in das verbindliche Preisange­
bot einzubeziehen.

_3. Mit den vom Ministerium für Bauwesen heraus­
gegebenen Industrieabgabepreisen für Gebrauchs­
werteinheiten

a) für Wohnungsbauten bis 5 Wohngeschosse ge­
mäß der Preisanordnung Nr. 2020 vom 2. Juli 
1963 — Preisbildung für Wohnungsneubaiiten 
bis 5 Wohngeschosse — (Sonderdruck Nr. P 2264 
des Gesetzblattes: Ber. GBl. II 1963 S. 762)

b) für landwirtschaftliche Produktionsbauten ge­
mäß der Preisanordnung Nr. 2033 vom 1. De­
zember 1964 — Preisbildung für landwirtschaft­
liche Produktionsbauten (Warmbauten) — (Son­
derdruck Nr. P 2303 des Gesetzblattes)

und den hierzu in Form von Preiskarteiblättern 
herausgegebenen Ergänzungen sowie für Typen- 
und Wiederverwendungsprojekte sind die Kosten 
für die Tätigkeit des Hauptauftragnehmers abge­
golten.

4. Bei der Weitervergabe von Bauproduktion durch 
Kooperationspartner des Hauptauftragnehmers 
Bau, die in sich abgeschlossene Objekte übernom­
men haben, sind vorgenannte Vergütungssätze von 
den Kooperationspartnern, bezogen auf die von 
diesen tatsächlich vergebenen Leistungen, in An­
spruch zu nehmen. Der Hauptauftragnehmer Bau 
darf die Vergütungssätze dem Investitionsträger 
nur einmal berechnen.“

§ 2

Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in 
Kraft.

Berlin, den 28. Oktober 1969

Der Minister für Bauwesen

Anordnung Nr. 2*
über die Ermittlung der Kosten und Preise 

für Wärme und Elektroenergie

vom 5. November 1969

Zur Änderung der Anordnung vom 19. April 1968 
über die Ermittlung der Kosten und Preise für Wärme 
und Elektroenergie (GBl. II S. 241) wird folgendes 
angeordnet:

§ 1

(1) Der § 1 Abs. 4 der Anordnung erhält folgende 
Fassung:

„(4) Diese Anordnung gilt nicht zur Preisbildung 
für

a) die Lieferung von Elektroenergie zwischen Be­
trieben außerhalb des Bereiches der VVB Ener­
gieversorgung — mit Ausnahme der unter Abs. 6 
aufgeführten Lieferungen

b) die Lieferung von Wärme und Elektroenergie 
aus Anlagen der Betriebe der VVB Kraftwerke 
und der VVB Energieversorgung an andere Ab­
nehmer als das öffentliche Netz.

Für diese Lieferungen gelten die durch besondere 
Preisanordnungen bzw. Preisbewilligungen (Preis­
listen) festgesetzten Preise und Tarife.“

(2) Der § 1 der Anordnung wird wie folgt ergänzt:

„(6) Für die Lieferung von Elektroenergie

a) zwischen Betrieben und Einrichtungen, die dem 
gleichen wirtschaftsleitenden Organ unterste­
hen und ohne daß das öffentliche Netz zur 
Durchleitung verwendet wird

b) in ein bzw. aus einem Hoch- oder Mittelspan­
nungsnetz eines weiterverteilenden Betriebes, 
wenn die angeschlossenen Betriebe dem glei­
chen wirtschaftsleitenden Organ unterstehen 
bzw. entsprechende vertragliche Beziehungen 
bestehen

können die Bestimmungen des § 2 angewandt wer­
den.“

§2

Der § 3 Abs. 3 der Anordnung erhält folgende Fas­
sung :

„(3) Für die Einspeisung von Elektroenergie aus 
Laufwasserkraftanlagen (außer Pumpspeicherwer­
ken) in das öffentliche Netz gelten folgende Preise:

a) während der Tageszeit 3,0 Pfg/kWh
von 06.00 bis 22.00 Uhr

b) während der Nachtzeit 1,9 Pfg/kWh
von 22.00 bis 06.00 Uhr

In volkswirtschaftlich oder energiewirtschaftlich be­
gründeten Fällen ist das Preisorgan berechtigt, un­
ter Berücksichtigung von Kalkulationen der Einspei­
ser hiervon abweichende Preise festzusetzen.“

I. V.: Dr. S c h m i e c h e n  
Staatssekretär Anordnung (Nr. 1) vom 19. April 1968 (GBl. II Nr. 41 S. 241)


